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Terroranschläge in den USA und 
Krieg gegen Afghanistan -
Welche Antworten gibt das Völkerrecht? 

.. We are all determined to do Dur utmost to banish terrorism from the face of the 
Earth. BUl rhe force we use to fight it should always be proportional arid focused 
on the actual terrornts. We cannot and mUSl not fight terrorists by Ilsing their 
own methods - by inflicring indiscriminate violence and terror on innocem 
civilians, induding children." 
UN-Generalsekretär Kofi Annan 

J. Einleitung 

Noch Wochen nach den Anschlägen auf das World Trade Center und das Pent."\gon 
ringt die WeitgeseUschaft um Fassung. Die von den Anschlägen in New York und 
Washington betroffenen Menschen sind allerdings weitestgehend aus dem öffentli­
chen Imeresse verschwunden. Politik und Medien widmen sich ganz dem floskelhaft 
ausgerufenen .,.g1obalen Krieg gegen den Terrorismus«. ohne dass man sich über 
Umfang und Ziele eines deranigen »Kri~es" einig wäre. Einstweilen wurde der 
.,. Krieg gegen den Terrorismus" auf einen Krieg gegen das in Afghanistan herrschende 
Taliban-Regime reduziert. Auch wenn die militärischen Operac.ionen der USA und 
Großbritanniens auf breite öffentliche Zusc.immung in Nordamerika und Europa 
treffen, ist ihr Beitrag zu einer nachhaltigen Terrorismusbekämpfung zweifelhaft. 
Sicher ist allerdings schon jetzt, dass sie die humanitäre Krise in Afghanistan ver­
schärft haben. 
Im folgenden Beitrag werden sowohl die Anschläge als auch militärische Reaktionen 
darauf einer ersten und vorläufigen völkerrechtlichen Bewertung unterzogen.' Diese 
Bewenung beruht auf folgendem Argurnem.ationsgang: Die .Anschläge auf New York 
und Washingron können als Bedrohungen der internationalen Sicherheit gem. Art. 39 

der UN-Charta und als bewaffnete Angriffe gern. An. 5' der UN-Chart.a angesehen 
werden. Dies eröffnet auch die Berec1niguog der USA. sich grundsätzlich auf ihr 
Selbstveneidigungsrecht zu berufen. Bei der Ausübung des Selbstverteidigungsrechts 
sind aber die speziellen Grenzen dieses Rechts zu beachten, die sich daraus ergeben, 
dass die Angriffe rUcht von einem Staat. sondern von einer nicht-staatlichen, inter­
nationalen terroristischen Organisation ausgegangen sind. zu beachten. Diese Gren­
z.en werden durch den gegenwärtigen Kri~ gegen die Taliban eindeutig überschrit­
ten. 

, FÜT den voTliegenden BeilT:>.g konnten die .kruellen Ereignis •• bis zum ll . 10. 100' b.rücksichrigt werden. 
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II. Völkerrechtliche Bewertung der Anschldge 

Für eine rechtliche Bewerrung der Anschläge auf New York und Washington isr es 
a.ogebJ'achr, sich zunächst noch einmal das Geschehen und seine bekannten oder sehr 
wahrscheinlichen Hinrergrunde in Erinnerung zu rufen. 

I. Die Anschläge auf New York und Washington 

Am Morgen des 11 . September 2001 wurden vier US-amerikanische Verkehrsnug­
zeuge mehr oder weniger zeitgleich von mehreren an Bord befindlichen Personen in 
ihre Gewalt gebracht. Die Piloten der Maschinen wurden vermutlich ermordet oder 
jedenfalls handlungsunfähig gemacht. Je eine Maschine flog dann kun. nach 9.00 Uhr 
in den Süd- bzw. den Nordrurm des World Trade Center in New York, eine weitere 
etwas später in das US-amerikanische Veneidigungsministerium. Vennutlich auf­
grund der großen Hitzeentwicklung stürzten die beidcn Türme des World Trade 
Center kurz nach dem Aufprall der Flugzeuge vollständig ein! Die viene Maschine 
stürzte in ein Feld in Pennsylva.oia, offensichtlich nach einer Auseinandersetzung 
zwischen den Entführern und Passagieren oder Besatzungsmitgliedern. In Folge des 
Anschlags auf das World Trade Center und das Pentagon wurden knapp 5.500 
Menschen getÖteLJ Die Anschläge forderten damit mehr Todesopfer als jeder terro­
ristische Anschlag in der modernen Geschichte.4 

Auch wenn bisla.og noch Vermurungen über die Identität der Entführer bestehen, ist 
davon auszugehen, dass sie nicht allein hande!teD, sondern zahlreiche Umerstützer, 
Gehilfen und Anstifter hanen und in einem internationalen organisatorischen Zu­
sammeohang arbeiteten. Ob und in welchem Umfang die Täter und andere Beteiligte 
zu radikal-islamischen Gruppen gehönen, ist noch nicht restlos geklärt. Ebenso wird 
eine Beteiligung der Organisation "aJ-Qaida« und des saudi-arabischen Multimillio­
närs Osama Bin Laden bislang nur vermuree. Entgegen anfänglicher Ankündigungen 
haben die US-Behärden noch keine stichhaltigen Beweise für diese VermutUng 
veröffentlicht. I Die jüngsten öffentlichen Stellungnahmen von Bin Laden lassen diese 
Beteiljgung allerdings als nicht unwahrscheinlich erscheinen. Für den vorliegenden 
Beitrag wird die Verantwonung Bin Ladens und der »al-Qaida« für die Anschläge 
unterstellt. Bestehteine Verbindung der Attentäter zu "l>al-Qaida« bzw. zu Bin Laden, 
handelt es sich bei den Anschlägen auf New York und Washingwn um Akte des 
internationalen und nicht des nationalen Terrorismus.6 

1 Wrack im So. Stock, Der Spiegel, '1.9.1001, S.Ol. 
1 Vgl. Mehr aJs soeo Opfer, ,.ges.schau.de vom 16.10. '001, h"p:II"""",."'gcs.sch.u.dcl~rc:hiv/(hemen2ooJI 

terronl*lt,~tc/opfcr-bergu"glrettung....opfer.hlml (lI. 10. 1001) 
~ Zum Vugltich: Bisherige Terroranschliigc fe>rderten jeweils maximal mehrere hundert Tote (z.B. Lo­

ckerbi.-Amnrat: '70, Okbhom.·Anem.at: 168), siehe Auch die Aufstellung des ODCCP unter hnp:l/ 
www.undcp.org/terrori.<m_high..ca.rua!ty.htmJ (>4. 9. 1001). 
Das ~m 4. '0. ,00' vM der britischen Regierung v.roffcnrlichtel<ommunique über die VtnnIWorrung Bin 
ladens für die Anschl;;,ge r.uml tlusdriicklich ein, keine in einem Gerichuverfahrcn überpriilbMen Hin· 
weise zu emh.lren. Die Veramwonlichkejt Bin Ladens wird in eUler Linie mil seincD S,dlungnal,men und 
fieinet Venvicklul"lS in friihef"~ Anf:ch12ge , ow'e einigen nic.ht niher erl,iulenen Indizie-n hcgr'ÜndeL Siche­
R.esponsibiliry for Ih. JerTQrisr ."oeine. in the Un;,ed States, 1\ Septemb.r '001. siehe hnp:II~.num· 
ber-lo.gov.ukl"eW1 .aspINews[d=~686 (j. '0. 1001). 

6 Die Möglichkeit eines nationalen TerroNkoc. \Val" ~ngt:sich" des AnschJ.gs von Okbhoma allerdings 
nicht von vomeherein .uszuschliellen. Eine völkerrechtlich allgemein ,nerk.nnte Defiflit;on cl" Begriffs 
.inlemanolUler Terrorismw. gibt e~ nicht, vgl. Higgins, Thc gene~ im,rn.lional Il\V of ICrrorism, in: 
HigginslFlory (.ds.). Terro,;,m ~d !ntern.,ioMI Law, '997. S. '7 sowie friedlander/M.rauhn, 1'orro-
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2. Internationale Verbrechensbekämpfu71g und Völkerstrafrecht 

Die Anschläge auf New York und Washington stellen zunächst Verbrechen dar, auf 
die das nationale Strafrecht der USA anwendbar i5[.7 Daran ändern weder der 
Umfang der Taten und das menschenverachteDde Ausmaß an krimineller Energie 
der Täter, noch terroristische Hintergründe der Tat oder internationale Verbindungen 
der Täter etwas. Die internationale Verflechrung der Verbrechen erfordert allerdings 
eine spezielle internationale Zusammenarbeit bei der Aufklärung, Verfolgung und 
Vorbeugung. Soweit die internationale Verbrechensbekämpfung auf völkerrechtli­
chen Verträgen beruht, besteht ein erster völkerrechtlicher Ankmipfungspunkt für 
das Phänomen »internationaler Terrorismus«.! Einschlägig sind mehrere UN-Kon­
vemionen, wie z. B. die Konventionen über Flugzeugentführungen und Angriffe auf 

die Flugsicherheit von 1970 bzw. 1971, die Konventionen gegen terroristische Bom­
benanschläge von 1 ?97 oder gegen die Finanzierung von Terrorismus von 1999'~ [n 
diesen Konventionen verpflichten sich die Vertragspaneien, bestimmte Verhalten 
(Flugzeugemführungen, Bombenanschläge, die Finanzierung von Terrorakten etc.) 
unter Strafe zu stellen, entsprechende Taten zu untersuchen und zu verfolgen, Ver­
dächtige auszuliefern oder anzuklagen und bei der Bekämpfung des Terrorismus 
zusammen zu arbeiten. Die Konventionen begründen damit Rechte und Pflichten 
von Staaten im Bereich des nationalen Strafrechts und der Strafverfolgung; sie sind 
jedoch nicht direkt auf terroristische Anschläge und ihre Täter anwendbar. 
Soweit es sich bei internationalen terroristischen Anschlägen um Taten von Indivi­
duen handelt und nicht um das Handeln von staatlichen Organen, stellt sich grund­
sätzlich die Frage, ob Völkerrecht überhaupt direkt angewandt werden kann, da das 

Völkerrecht traditionell nur zwischenstaatliche Beziehungen regelt. In den vergan­
genen J ahrzehmen wu rde jedoch zuneh mend das lndividuu m als Träger völkerrecht­
licher Rechte (Menschenrecht) und Pflichten (VölkersLIafrecht) anerbnnt.'o Bislang 

ist die Anwendung von Välkerstrafrecht lokal und temporal auf die Jurisdiktion der 
beiden UN-Kriegsverbrechenribunale rur Jugoslawien und Ruanda beschränkt. Al­
lerdings ist durch die Verabschiedung des Sraruts des Internationalen Strafgerichts­
hofes im Vertrag von Rom (999 Völkerreche in Slatll nascendi geschaffen worden, das 
eine völkerstrafrechtliche Bewertung der AnschJäge erlaubt. 
Nach dem Statut des Internationalen Strafgerichtshofes können die Anschläge auf 
New York und Washington unter den Tatbestand des Verbrechens gegen die Mensch­
lichkeit subsumiert werden." Einschlägig ist Art. 7 Abs. 1 (a) des StatutS, wonach als 
»Verbrechen gegen die Menschlichkeit« ein Mord verstanden werden kann, weon er 

rUm, in: B.rnhard, (ed.), Eneyc10pedia of [>ublie Intern •• ional L.w, Vol. IV (1000), S. 864 und S~9 . Die 
Anschüge auf New York und Washington dürften ,ber unabhängig von deo v,rschi~enen Begriffs­
vari.n.en .ts ~Intcrn .. ion.ler Terrorismus. bezeichne, werden können. 

7 Einschlägig ist neben dern SmJr.ch, von New York .uch der bunde..rcehdiche AnOlenon.rn Aet of '990 
(.8 USC §§ OB .ft), siehe Pau$l, Addendum: Prmeeu,ion of Mr. Bin Lonen el aI., in: Amencan Society of 
In,emA';onaJ Law, ASIL Insights: Terrorist Altacks On ,he World Tmde Center and.be Pentagon, hrtp:lJ 
www ..... il.orgJin.ights/insighiJ.htm(.1. 10.100'). 

8 In der Lilera,ur wi rd intem'hoMler Terrorumu, d.th<r häutig ausschließlich in diesem Zu,ammenh.ng 
di.kurien und bewenet, vgl. Buergentbal cl. 11, Grundzüge des VölkerrechtS, 1. Auf1., '000, S. 137 und 
Scidl-Hohenveldem, Völkerrecht, 8. Aufl~ 1994, J\.n . • )81 Ähnlich Higgin< (Fn. 6), S. '9. Die in erster 
Linie •• nJr~hdich. Bewerrung von TerrOfismus zeigt sich auch darin, dass di •• Terrorism Prevemion 
BrilJ"lch .. der VCfc'llu:n Narioncn eine Abteilung dG3 UN Of{ia: (0,. Drug Conlr4.>'.s.nd CI"imc I'rc:V"Cntlon 
(ODCCP) ist. 

9 Te"te unter hnp:1 Jwww.undcp.orghcrrori.m_con ventions.html(.1. 9-~OOI). Die Konventionen von '999 
isr noch nicht in Kraf, gcrrclcn, siehe Pronlo, Commcnt, in: AsrL Insigh" (Fn. 7). 

ro Buugen,hal er. al (Fn. 8), S. ~ Seidl-Hoh~nvcld~m (fn. 8), § s} . 

• 1 So aucb die UN-Hochkommiss.rin fÜT die Men"henr~h"" M.ry Robiruon iD eincr P'essemineilung 
vom 11 . 9.1001. Sieh. http://www.un .orglNew,/dh/,ool09'j.hlm (16,9- 100 1 ) 
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)66 Teil eines bewussten, weitreichenden oder systematischen Angriffs auf die Zivilbe­
vö!kerung ist." Unter ",Angriff gegen die Zivilbevölkerung« wird gern. Art. 7 Abs. 2 

des Statuts die mehrfac.he Begehung der relevanten Taten (hier: Mord) gegen die 
Zivilbevölkerung verstanden, soweit sie eine staatliche oder organisatorische Politik, 
die auf solche Taten abzielt, verfolgt oder befördern SOU.I) Die Anschläge umfassten 
mehrere tausend Morde in Tateinheit., waren gegen die Zivilbevölkerung gerichtet 
und verfolgten eine - wie auch immer zu beschreibende - "Politik« der Organisation 
»al-Qaida«. 
Eine Bestrafung der Täter nach diesen Grundsätzen durch ein internationales Gericht 
ist allerdings gegenwärtig noch nicht möglich. Zwar ist denkbar, dass die Täter eines 
Tages lior dem zu errichtenden Internationalen Strafgerichtshof angeklagt werden. 
Eine Verurteilung hätte jedoch wenig Aussicht auf Erfolg, da die Jurisdiktion des 
Strafgerichtshofs gern. An. 11 Abs. 1 des Statuts auf Taten beschränkt ist, die nach 
Inkrafttreten des Statuts begangen wurden. Gegenwänig haben 139 Staaten das Statut 
zwar unterzeichnet, aber erst 37 ratifizien.'4 Das Statut tritt gern. Art. 12.6 nach der 
60. Ratifikation in Kraft. Sionvoller wäre daher die Errichrung eines eigenen UN­
Tribunals nach den Vorbildern der Tribunale von Den Haag Gugoslawien} und 
Arusha (Ruanda) durch eine Resolution des Sicherheitsrates. Ein derartiges Tribunal 
könnte entweder in seiner Jurisdiktion auf die Anschläge vom 1 J. September 2001 

beschränkt sein oder als ein allgemeines UN-Terrorismustribunal errichtet werden.'S 
Während die Errichrung eines auf die Ereignisse vom 11. September beschränkten 
Tribunals rechtlic.h wenig Schwierigkeiten bereiten dürfte und als anwendbares Recht 
auf das von den Tribunalen in Den Haag und Arusha angewandte Vö!kerstrafrecht 
zurückgegriffen werden könnte, würde die Errichtung eines allgemeinen Tribunals 
die Klärung schwieriger Definitionsfragen voraussetzen. Es ist auch zu erwarten, dass 
ein allgemeines Tribunal auf erheblich mehr Widerstand im Sicherheitsrat stoßen 
würde als ein beschränktes Tribunal. Mit einem internationalen Tribunal für die 
Anschläge vom 11. 9. 2001, das seinen Sitz idealerweise weder in der westlichen 
Welt noch in einem islamischen Land hätte,'6 könnte auch deutlich gemacht werden, 
dass die Verfolgung und Ahndung des internationalen Terrorismus tatsächlich als 
Aufgabe der Weltgemeinschaft insgesamt angesehen wird. 

3. R echt der internationalen Friedenssicherung 

Der Umfang der TerroranscWäge auf die USA wirft jedoch die Frage auf, ob das 
Völkerstrafrecht zur Bewertung ausreicht. Die Zahl der Opfer und das Ausmaß der 
Zerstörungen machen die Anschläge in der Tat weniger mit bisherigen Terroran-

II .For rnc purposc 0/ lhis S'atu,e, ,erime agairl$' hum2JIity. means any olrnc lollowing ~CL< when com· 
mi "cd as part 01 a widesprca.d or SYSlcmalic aruck directed ag.ins! a~y civili:>n populalion, w;,h 
knowledge 01 .he a=ck: (a) Murd.r; ( ... ). 

I J -I'or ,h. purpose of paragraph I: (a) ,AlUCk dif<cced .gainn ~ny civiJian popularion< meu", a <cu .. e 01 
conduc, involving we multiple commission of aCIS r.ferred 10 in J>U1gr:>ph 1 ag:>irut .ny civili211 
population, purSIlan! '0 or in !'unhcrance 01 " Sure or organizanonal poliey 10 commit such aluck 
( ... ) • . Siehe zum ganzen auch die in"'rpceutiven Anmerkungen des Prepar.lI:ive Commitlee (or rhe 
ICC vom 1. I. 1000, PCN1CCI.ooo/r/Add.1, hup:!/www.un.orgllaw/icclstaruteJelemenwenglish/ 
,->ddle.pM (14. 9. JOO!). 

14 Siehe h"p:!/www.un.org/law/iccl,uwte!s(a!us.h,m ('4 ' 9. 1001). Sund SIäIld ) t. Augus, 1001. 

11 Ähnlich auch Ratner, An AI,em.live CO U.S. Employmcnt of Mi/iury Force, CeD,er for Con«irurional 
RighlS, hnp:/lwww.zmag.orglwncral>m.h!m(9' 10. 1001). 

,6 In ßetrachl kämeo z. B. Süda.frika, J.pm od« Thoil.nd. 
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schlägen als mil einem kriegerischen Akt vergleichbar.'7 Internationaler Terrorismus 
bedroht das friedliche und sichere Zusammenleben von Menschen und ist nichl selten 
gegen die Integrität eines oder mehrerer Staaten gerichtet. Daher ist die Bekämpfung 
des internationalen Terrorismus von der UN -Generalversammlung und vom Sicher­
heitsrac als wesentlich für die Bewahrung des internationalen Friedens und als zen­
trale Aufgabe der Vereinten Nationen angesehen worden.'~ 
Die friedens- und sicherheitsbedrohende Dimension von terroristischen Anschlägen 
rechtfertigt es, internationalen Terrorismus nach dem Recht der Friedenssicherung zu 
bewerten. Unter "Recht der Friedenssicherung« sollen dabei diejenigen völkerrecht­
lichen Normen verstanden werden, die das friedliche Zusammenleben der Völker im 
aUgemeinen und die Anwendung von (militärischer) Gewalt im besonderen regeln. 
Dazu zählen vor allem das GewaltverbOl nach An.l Abs. 4 der UN-Chana, Art. 39 
und die in Kapitel VII der Charta niedergelegten Regeln der kollektiven Friedens­
sicherung sowie das Recht auf Selbstverteidigung nach An. 5 I der Charta und seine 
Grenzen. Hinzu treten die Regeln der regionalen Friedenssicherungs- und Verteidi­
gungsorganisationen (z. B. OSZE oder NATO). 

a) Die Bedrohung des Weltfriedens und der internationalen Sicherheit als 
zentraler Anknüpfungspunkt des Rechts der Friedenssicherung 

Nach An. 39 der UN-Chana srellt der Sicherheitsrat fest, ob "eine Bedrohung oder 
ein Bruch des Friedens oder eine Angriffshandlung vorliegt«, und gibt »Empfeh­
lungen ab oder beschließt, welche Maßnahmen auf Grund der Artikcl41 und 42 zu 
treffen sind. um den Weltfrieden und die internationale Sicherheit zu wahren oder 
wiederherzustellen." Von den drei Tarbestandsaltemativcn des Art. 39 UN-Chana 
hat sich der Sicherheitsrat in der jüngeren Vergangenheit nahewausschließlich des 
Merkmals der Friedens- und Sicherheitsbedrohung bediem.'9 Die Feststellung der 
»Bedrohung des Weltfriedens und der iotemationalen Sicherheit« ist insofern der 
modus operaTldi der relevanten Sicherheitsratspraxis in den vergangenen Jahren ge­
worden.. Aus diesem Grunde - und weil die drei Alternativen rechtlich gleichbe­
rechtigt nebeneinander stehen - genügt es, wenn im Folgenden die Frage unrerrucht 
wird, ob und wann internationaler Terrorismus als Bedrohung des Weltfriedens und 
der internationalen Sicherheit im Sinne des An. 39 der UN-Charta angesehen werden 
kann . 
Der UN-Charu liegt ein sog. positiver oder weiter Friedensbegriff zu Grunde, der 
nicht nur die Abwesenheir von militärischer, zwischenstaatlicher Gewalt, sondern 
auch den Schutz und die Achtung der fundamentalen Menschenrechte auf Leben und 
Sicherheit umfassL lO Auf der Grundlage dieses Friedensbegriffes hat der UN-Sicher­
heitsrat in der Vergangenheit auch schwerste und massive Menschenrechtsvcrleczun-

17 Spim, NO! IVar, Crimes, FindL.w'. Wri. Legal Commcnury, '9.Sep~rnbe-r 1001. "·ci ... d,rauf hin. d ..... 
die USA ,ci, dem Vittn:unkrieg nie mehr so viele Menscb.enleben verloren h.ben und d= dic Zahl der 
To~n vom I ,. 9. ~OOI di. Z-1hl der Toten aller internationalen Kriegc der USA im I 9. J~hrhunden 
2.u.."'mmen übersl<igt. SIehe hrrp:llwn •. ne",s.lindlaw.com! (~6.9 . MOl). 

,8 UN-GA Resolu.;oncn 49160 vom,. 11. '994.besLii<ig. durch GA· Res S,/~lovom 17· Il. 1996. und UN­
SR Rcsolution u69 (1999) vom 19.0k.obcr 1999. diese und ~lIe folgenden UN-Dokumente sind im 
In.e,nel unter hctp:llwww.un.orgldocumenu/ abrufbar. 

I, Sie-ne die einschln.bigen ~solutionen zu H.a.iu, Somalia., BosnienpHcl'7cgowJna. und dem KOJOVo. Vgl. 
zuletz{ SlRES/. H7 vom 1I.Juni 1001 (zu Bosnien-Herugowioa) und SIRES!t }6) vom )o.Juli IOO. (2.U 
Afgru.nisWl). 

'0 Siehe 2. B. die Gipfclorkl2rung der Sum- und Regierungschcfs de. Sicherheitsra= VOm J I .• • 1991 (SI 
1 )$00). Text in: Vereinle N •• ionen 111991. S.66f. Siehe .uch BruhalKnjewski, Funktionsw.ndel d ... 
SicherheitSratC"S, VN ,/98. $. ,6 und Fro""ein, in: Simrn, (ed.). Th. Ch.ner 01 ,he United NabOns, A 
Commentary. 1994. An. J9. Rn .6. 
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)68 gen als Bedrohung des internationalen Friedens angesehen." In diesem Zusammen­
hang ist auch der internauonale Terrorismus als relevantes Phänomen für den Welt­
frieden und die internationale Sicherheit zu sehen. 

b) Bisherige Bewertung des internationaLen Terrorismus durch die 
UN-Organe 

Der UN-Sicherheitsrat hat wiederholt festgestellt., dass Akte des internationalen 
Terrorismus "die internationalen Beziehungen verschlechtern«, ,.die Sicherheit der 
Staaten gefährden« und sich »destabilisierend auf ganze Regionen auswirken" kön­
nen." Ein Überbück über die bisherige Sicherheitsratspraxis zeigt jedoch, dass der 
Sicherheitsrat bis io die jüngste Vergangenheit Akte des internationalen Terrorismus 
nicbt unmittelbar als Friedensbedrohung angesehen hat., sondern lediglich die Staat­
liche Unterstützung dieser Akte bzw. die Weigerung der Staaten., bei der Bekämpfung 
des Terrorismus mitzuwirken. 
Die relevante Praxis beginnt 1992 mit den Resolurionen zum Attentat auf PanAm 
Flug 1°3 über Lockerbie. Zunächst verurteilre der Sicherheitsrat den Anschlag und 
forderte Libyen zur Kooperation beim Kampf gehen den Terrorismus auf, insbe­
sondere durch die Auslieferung der mutmaßlichen Attentäter. ') Wenig später stellte er 
fest, dass die Weigerung Libyens, dieser Aufforderung nachzukommen, eine Bedro­
hung des Weltfriedens und der internationalen Sicherheit darstellt. '-4 Diese Bewenung 
wurde J993 noch einmal bestätigt.'1 Der Sicherheitsrat nahm die (estgeSteUle Frie­
densbedrohung auch zum Anlass, Sanktionen gegen Libyen auf der Grundlage von 
Kapitel VII der UN-Charta zu verhängen. In ähnlicher Weise sah der Sicherheitsrat 
die Weigerung des Sudans, mutmaßliche Beteiligte an dem Attentat auf den ägypti­
schen Präsidenten Mubarak an Ägypten auszulidern, als Bedrohung des Weltfriedens 
an. Auch hier war dieser Bewenung eine SR-Resolution mit einer entsprechenden 
Aufforderung an die Regierung des Sudan vorausgegangen!6 
Mit Blick auf Afghanisran hat der Sicherheitsrat diese Entscheidungspraxis ausge­
debnt. Noch 1996 hatte er lediglich festgestellt, dass die "Situation in Afghanistan 
einen fruchtbaren Boden für Terrorismus und Drogenhandel .. biete, die auf die 
Region destabilisierend wirke.'7 1998 verlangte er von den Taliban, es zu unterlassen, 
internacionale Terroristen aufzunehmen und auszubilden, und fordene alle afghani­
schen Streitkräfte auf, bekannte Terroristen zur Rechenschaft zu ziehen,'i Die Nicht­
erfüllung dieser Aufforderung wurde vom Sicherheitsrat dann 1999 und erneue im 
vergangenen Jahr als Bedrohung des Weltfriedens und der interoacionalen Sicherheit 
angesehen.'? Bereits 1999 hat der Sicherheitsrat es missbilligt, dass die Taliban einen 
»safe haven« für Osama Bin Laden bereithielten und ihm erlaubten, ein Netzwerk 
von Terroristentrainingslagern aufrechtzuerhalten und Afghanistan als Basis für 
internationale Terrol'3ktc zu gebrauchen.10 Er forderte die Taliban bereits damals 
auf, den von den USA gesuchten Bin Laden auszuliefern,)' und verhängte Sanktionen 

21 Buergentha.1 er..1 (Fn. S). S. 5911 und BruholK ... jew,ki (Fn.lo). S. 16. 
H FriedbnderlManubn (Fn. 6), S. S\oH rn.w, N. 
1 J SIRES/n I, ~ J. Januar '99'. dazu auch Higgins (Fn. 6). S. ~o. 
24 S/RES/748, JJ.M1i.rz 199~· 
'5 S/RESI&S), I J. November '993. 
,6 S/RESIJo44. J J. J~nu>r '996 und SIRES/rojoj ... 6, April '996. 
'7 S/RESIJo76, H . Okoob .. 1996 . 
• S SIRESI,. I 4, 8. Dezember 1998. 
'9 SlRf.S/u67, 15 · Oktober '999 und S/REShHJ, '9. De<zember 2000. 

JO SIRESh 167, fünfter und 'echster Erwägung..grund. 
)1 S/R.E.Sh 167. Absatz 1 
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nach Kapitel VII gegen die TalibanY In den Afghanistan-Resolutioneo hat der 
Sicherheitsrar damit anerkannt, dass nichr nur Staaten verpflichtet sind, beim Kampf 
gegen den Terrorismus zusammen zu arbeiten, sondern hat diese Verpflichtung auch 
auf das de facto-Regime der TaJiban ausgedehnt.ll 

Obwohl Sicherheitsrat und Generalversammlung in verschiedenen Resolutionen 
immer wieder betont haben, dass terroristische Handlungen den internationalen 
Frieden und die Sicherheit grundsätzlich bedrohen können, ist der Sicherheitsrat 
bislang nie soweit gegangen, einen konkreten TerroranschJag tatsäclilich als Bedro­

hung des WeIdriedens anzusehen. Zwar hat der Sicherheitsrat die genereUe Möglich­
keit einer Friedens- und Sicherheitsbedrohung durch internationalen Terror durchaus 
in Erwägung gezogen.)< Als tatsächliche Bedrohung wurde bislang lediglich die 
Nichtbeachtung von Sicherheirsratsresolutionen angesehen. Diese Bewertung be­
ruhte auf der bislang nahezu unbestrinenen Auffassung, dass für das internationale 
Friedenssicherungsrecht nur staatliche Handlungen von Bedcurung seien. Nicht­
staatliche Gruppen konmen demnach für eine Friedensbedrohung bzw. einen Frie­
densbruch völkerrechtlich nicht veramwonlich sein. An dieser Auffassung hält der 
Sichcrneitsrat in Folge der Anschläge auf New York und Washington offenbar nicht 
mehr fest. 

c) Erweiterung der Bewertung des internationalen Terrorismus durch die 
Sicherheitsrats-Resolutionen 1368 und 1)73 

Bereits einen Tag nach den Anschlägen befasste sich der UN-Sicherheitsrat damit.H 

Mit dieser schoeHen Reaktion hat er seine .. Hauprveranrwortung« für den interna­

tlOllalen Frieden nach Art.24 Abs. I der UN-Charta eindrucksvoll unte( Beweis 
gestellt. Der Sicherheitsrat hat die Angriffe einstimmig und auf das schärfste veruneilr 
und zugleich den Opfern, ihren Familien und dem Volk der USA sein Mitgefühl uod 
Beileid ausgesprochen. Zugleich hat er die Anschläge ausdrücklich als Bedrohung des 
Weltfriedens und der internationalen Sicherheit angesehen. 16 Dabei hat er diesen 

Feststellungen dadurch besonderen Nachdruck verliehen, dass er sie in den opera­
tiveo Teil der Resolution übernommen haI und nicht - wie bei vergleichbaren 
Resolutionen - in die Erwägungsgründe. Der Sicherheitsrat hat mit der Fonnulie­
rung, cr betrachte die Anschläge, »wie alle Akte des imernationalen Terrorismus«, als 
Bedrohung des Weltfriedens und der internationalen Sicherheit, "Zugleich eine über 
den konkreten Anlass hinaus gehende Bewertung aufgestellt. Dass diese Bewertung 

nicht nur dem unmittelbaren Eindruck der Ereignisse geschuldet war, zeigte sich 
darin, dass der Sicherheitsrat die Bewerrung kurze Zeit später wiederholte und seine 
Auffassung ausdriicklich bekräfrigteY Dabei hat er sich bewusst nicht nur auf die 
Resolution '368 (2001), sondern auch auf die allgemeine Terrorismus-Resolution 

r 269 (J 999) bezogen. 

)1 Zunächst wurde nur ein Flug- ulld Finanzembargo verhängt (S I RES/ u67). d .. im verg.rngenen Jahr auf 
cin Walfenembargo und den Abbruc~ d., milicin.c~cn Zu,amme/U,bcil mil den T~ib:.n lusg..dehnl 
wurde (SIRES;' JJ) 

JJ Zu de faao-Regimen, ,ieh. frowein, Oe Faclo Regime, in: Bernhardl (ed)., Encyclop..dil of Public 
Intem.tio nal La", Val. 1('991), S·966ff. 

)4 SlRES/ u69 vom 19· Oklobu 1999· 
)S S/RESIt)68 '·om 11 . 9 · lool. 

36 .The Se,uriry Council ( ... ) I . Un<l{uivoC4/1y con.umm in ,he mange.t terms the homfying terrori .. 
Atraclu whi,h look place on 'I Sep .. mber >00' in New York, Washington, D. C. .nd Penruylv.\nia ~nd 
rcga,dJ sucb >CIS, like ,ny >< t 01 jnt ctnuion~1 lorrorism, OS • thre., 10 international pe.ce wd se<:urity; 
, . EJCf>resres iLS de.pw symp.thy and condolen«. to lhe victims and th.ir f.milies .nd tO lhe propie .nd 
Govemmeol of the United Sta'e< 01 Americ. ( ... ) •. 

37 SIRES/I )7) vom 1S. Seplcmbor .1001. 
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Mit dieser neuen Praxis erreicht eine Enewicklung ihren vorläufigen Höhepunkt, die 
vor zehn Jahren begonnen hat. In der Resolution 688 wurde mit der Flüchtlings­
katastrophe im Nordirak erstmals ein innerstaatlicher Vorgang zum Gegenstand einer 
Resolution gemacht, wenngleich durch den drohenden Grenzübertritt der Flücht­
linge immer noch eine internationale Dimension vorhanden warY In den folgenden 
Jahren wurden immer häufiger innerstaatliche Vorgänge als Friedensbedrohungen 
angesehen. Erst jüngst hat der SicherheilSrat auch nicht-staadiche Akteure als Adres­
saten seiner Resolutionen angesehen.]? Die jeweiligen Sachverhalte beschränkten sich 
zwar meiSL auf ein bestimmtes staatliches Terricorium, enthielten jedoch - aufgrund 
der Situation in den Nachbarstaaten -letztlich durchaus einen Bezug zu zwischen­
uaatlichen Beziehungen. 
In den Resolutionen 1368 und 1373 stellt der Sicherheitsrat für eine Friedensbedro­
hung nunmehr weder auf staatliches Verhalten noch auf einen bestimmten inner­
staatlichen Vorgang ab. Der Sicherheitsrat geht davon aus, dass Akte des internatio­
nalen Terrorismus an sich eine Friedensbedrohung darstellen. Damit erkennt er an, 
dass nicht-staatliche Akteure nicht nur innerhalb eines Terricoriums, sondern auch 
international den Frieden bedrohen können . Der Sicherheitsrat hat damit den Frie­
densbegriff von einem ausschließlich staatlichen Bezug gelöst. Diese Loslösung 
beruht auf der Erkenntnis, dass ein derartiger Staatsbezug ebenso wie eine aus­
schließlich auf dem Gedanken staatlicher Souveränität beruhende Vorstellung von 
Friedenssicherung angesichtS neuer Bedrohungen der internationalen Sicherheit 
nicht mehr angemessen isc. Diese ncuen Bedrohungen gehen überwiegend von 
privaten Gruppen aus, die aufgrund mangelnder Fähigkeit oder stillschweigender 
Duldung staatlich nicht kontroUiert werden. Die Bedrohung der internationalen 
Sicherheit durch private Gcwalrausübung stellt das traditionell auf Staatlichkcic 
fixierte Sicherheitsdenken in doppelter Hinsicht in Frage: Einerseits zeigt sich, 
dass nicht-staatliche Gewaltausübung ähnliche Dimensionen erreichen kann wie 
staatliche Gewaltausübung. AndererseilS kann das staatliche Gewaltmonopo! gegen 
diese Art von privater Gewaltausübung nur noch eingeschränkten Schutz verleihen. 
Die Grenze zwischen internationaler und narionaler Sicherheit ist dadurch nicht 
mehr eindeutig bestimmbar. Insoweit lassen sich zwischen den Anschlägen in den 
USA und anderen Formen privater Gewalt ("war lords« in der Demokratischen 
Republik Kongo oder in Sierra Leone oder Todeskommandos in Kolumbien) durch­
aus Parallelen ziehen.'" 
Die neue Praxis des SicherheilSrats zeigt, dass er sich von der traditionellen Vor­
stellung von internationaler Sicherheit bereits gelÖSt hat und das Recht der inter­
nationalen Friedenssicherung flexibel den neuen Bedrohungen anpasse. Diese An­
passung beruht rucht nur auf der AnerkelUlung von neuen RealiLäten und der Suche 
nach Rechtsregeln. die diese Realitäten erfassen. Sie findet eine normative Begrün­
dung in der Stellung der UN-Charta als dem ze.ntralen Regelwerk der internationalen 
Friedenssicherung. In der direkteo Anwendung der ON-Charta auf incernationale 
Terrorakte spiegelt sich ihre besondere Bedeutung als" Verfassung der internationalen 
Gemeinschaft. wider. i ' Die UN-Charta enthält Grundsätze, die für die friedvolle 
Gestaltung der internationalen Gemeinschaft schlechthin konstitutiv sind. Hierru 
zählen das GewallVerbot, das Kooperationsgebot, die Wahrung der Menschenrechte 

J8 5/RES/68g vom s·April ",[. dazu auch Bruh:vKrajewski (Fn.lo). 5 .• 6. 
J9 So z . B. die UCK, siehe SIRES/, ,60. J!. Marz [998. 
40 In diesem Sinne .uch Epplcr. Weder Krieg noch Frieden, Der Spiegel 4[/'00'. 8. [0. lCO', S. 56. 
4/ Vordross/Simm:l, Universelle! Völkerrecht, )' Aufl., '98~. S. VIl, und 69 rr. D.uu ",eh h«bendcr, ON 

Sccuri.y Council Reform .nd ,he Right [0 Velo. [~98. S. J7 li. und Kr.jewski, Veri .... sungsperspekriven 
und Legi[im .. ion des WTO·Rechos, lOO[, S. "-I ff. 
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und die Verpflichtung zur internationalen Solidarität. Die Anschläge in den USA 
zeigen, dass nicht-staatliche Akteure willens und in der Lage sind, Gewalttaten 
auszuführen, deren Intensität bislang auf kriegerische Auseinandersetzungen be­
schränkt war. Da die Venneidung kriegerischer Auseinandersetzungen ein Hauptziel 
der UN-Charta ist, würde es ihrem Geist und ihrer konstitutionellen Bedeutung 
widersprechen, wenn die Grundsätze der Chart;J und vor allem die Grundprinzipien 
des Rechts der Friedenssicherung nicht auch auf Terroranschläge wie die von New 
York und Washington angewendet würden. Die Verfassungsperspektive der UN­
Chana erlaubt es somit., ihren Regelungsbereich jedenfalls dem Grunde nach auf 
nicht-staatliche Akteure auszudehnen. 

4. Terroranschläge als »kriegerische« Akte? 

Die Ausdehnung des Rechts der Frieden.ssicherung auf nicht-sraatliche Akteure wirft 
die Frage auf, ob die Terroranschläge auch als »kriegerische« Akte angesehen werden 
können. Die politische Diskussion wird von dieser Bewerrung geprägt. Die UN­
Charta kennt - abgesehen von der Präambel - den Begriff "Krieg« nur im Zusam­
menhang mit dem Zweiten We\tkriegY Auch in anderen völkerrechtlichen Venrägen 
gibt es keine anerkannte DefU1ition des Begriffs "Kries".4] Die traditioneUe Defini­
tion erfasst bewaffnete Feindseligkeiten zwischen mehreren Staaten oder zwischen 
einem Staat und anerkatU1ten kriegführenden nicht-staatlichen Gruppen (recognitioo 
of belligerency).« Das Konzept der Anerkennung als Kriegführende hat sich aller­
dings historisch überlebt: Es ist seit 1945 in der Völkerrechtspraxis nicht mehr 
vorgekommen und bedeutungslos geworden.<r In jedem Fall ist die Organisation 
»al-Qaida« nicht als kriegsführende Partei anerkannt und repräsentiert erst recht 
nicht den Staat Afghanistan.46 Schon aus diesem Grunde lässt sich der Kriegsbegriff 
auf die Anschläge auf New York und Washington und auf mögliche militärische 
Reaktionen nicht anwenden.'7 Unter Krieg wird außerdem im allgemeinen Dicbt ein 
einzelner miütärischer Angriff, sondern bewaffnete Auseinandersetzungen von ei­
nigem Umfang und Kominuiüt verstanden,~B Da derzeit nicht anzunehmen ist, dass 
es zu kontinuierlichen miJiürischen Auseinandersetzungen zwischen "al-Q:!ida« und 
den USA oder anderen Staaten kommen wird, fehlt es der gegenwärtigen Konflikt­
siruation auch an diesem Merkmal eines »Kriegs«, 

4' Vgl. erwa An. 1°7 UN-Chäm .. 
4) So wird in den Genfer Konventionen von '949 nur dee Begriff .b"",:.ffnc",r Konflikt. benu,z,. 
H Meng. War, in: Bemhordl (ed.). Encydopedi, of Public Intemllioru.l L.w. Vol. IV (.000). $. J BI. 
45 Siehe dazu ~uch BruhaIKr.jcwsk.i. Stichwort: ßürgcrkri~g, in: Seid!-Hohenveldern (Hrsg.), Lexikon des 

Völkerrechts, ',998, Nr.+,,,o. 
46 r.usl. Addendum: war anti response< 10 terrorism. in: A$IL lnsights (Fn.7). 
47 PauS! (fn . .j6). Kriti.ch auch Spiro (Fn. (7). Und Covey. The Need 10' ClarilY in Assessing ,he Terrorist 

ACL<. hndL.w', Writ Legal Commenrary, I \ Sepeember 2001, http://w.; •. news.findl .. w.com/(26. 9. 100!). 
48 Vgl. etWa die von d.r Hunburger Arbciugemein.ehoit Kriegrucs:>ehenfo.-.chung (AKUF) benulzte 

Definition. die u. a. {olgendes Elemen, en,lült: .Die bewoHnelen Oper>,ioncn ereignen lieh mi, einer 
gewissen Konlinuierlichkei, und nichl nur ,I. gclegenrliche, sponlanc Zusammenstöße, d. h. beide Seiten 
operiereD nach eVlcr pl.nmlßigen Strategie. gleichgülrig ob dic Kimple auf dem Gebie, einer ode, 
mehr.rer Gesellschaften stattfinden und wie lange sie dauern .• Siehe hnp:l/WVIW.O\O~i.Jwio;s.uni-ham­
burg.de/lpwl Akuf/kriegeoo.htm (10.9. l0<3l). 

J7 1 
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J72 I I J. Krieg gegen die Taliban aus völkerrechclicher Sicht 

Am 7. Oktober 2001 haben die USA und Großbritannien entsprechend ihrer Pla­
nungen mit Rakete.n- und Luftangriffen auf Afgh:lnistan begonnen. Die Angriffe 
zielen offenbar vornehmlich auf militärische Anlagen, Stellungen der Taliban und 
mögliche Aufenthaltsorte von Bin Laden, aber auch auf wichtige Infrasu-ukturan­
lagen (z.B. FlughäIen).l9 Inzwischen werden auch vermch(T zivile Ziele gerroffenJo In 
der Nacht zum 2.0. Oktober 2001 wurden die Kriegshandlungen auf Bodenoperatio­
nen von Spezialeinheiten ausgedehnt, deren Ziele in erster Linie Talibanstellungen 
waren. S' Ob es bei deranigen eher kleindimensionierten Bodenangriffen bleiben wird 
und ob sie nicht nur gegen Stellungen der Taliban. sondern auch auf eine Verhaftung 
Bin Ladens gerichtet sind, ist nicht absehbar. Umfassendere Offensiven, die auf eine 
Zurückdrängung der Taliban aus Kabul oder anderen Gegenden Afghanistans ge­
richret sind oder Angriffe auf Ziele außerhalb Afghanistans, etwa im Sudan, in Libyen 
oder im Irak, können nach wie vor nicht ausgeschlossen werden.!' 

I. Grundsätzliches Gewaltverbot nach Art. 2 IV der UN-Charta 

Zu Beginn der Bewe(TUng dieser militärischen Aktionen iSI das grundsätzliche Ge­
walrverbot in den internationalen Beziehungen (An. 2 Abs.4 der UN-Ch~ru) in 
Erinnerung zu rufen. Danach haben alle UN-Mitglieder in ihren imernarionalen 
Beziehungen die »Androhung oder Anwendung« von Gewalt zu unterlassen. Als 
Ausnahmen \Ton dem Gewaltverbot kennt die UN-Chana nur das Recht der in­
dividuellen und kollektiven Selbslveneidigung (An. 5 J UN-Charla) und Maßnah­
men der kollektiven Sicherheit nach Kapitel VII der Chana. die einer ausdrücklichen 
Ermächtigung durch den SicherheitSrat bedürfen. lJ An diesem grundsätzlichen Re­
gel-Ausnahmeverhälmis haben auch die NATO-Angriffe auf Serbien im Jahre 1999 

nichts geänden. Die Angriffe sind deshalb zu Recht als völkerrechtswidrig bezeichnet 
worden.H Aus den NATO-Angriffen kann sich auch kein neues Völkergewohnheits­
recht enrwickeln: Zum einen war der NATO-Angriff bislang einzigartig und dürfte 
sich angesichts der eher bescheidenen Erfolge der NATO bei der Herstellung des 
Friedens im Kosovo so bald auch nichr wiederholen. Zum anderen ist zweifelhaft. ob 

.f9 Si~he Milil:usehl>g gegen Afghanistan. FAZ vom 8.10. lOOl-

SO Die Angriffe auf Afghani'!..1n am 9. 10, 1001 h.b~n mehrere Milarbeiler d.", UN-Minensuchprogramms 
und .m 17. 10. ,00 1 ein Lager des ROlcn Krcuus getroffen. Möglicherweise si nd inzwischen auch mehrere 
hunden Zivilislen den Angriffen zum Opfer gefaJl~n, "jehe Altack on Afghanistan, hup:l/www.guar­
di,n,co.uklflash/o,S86<>.167167,00.h.ml (n. 10. 200'). Siehe .ueh Eigh, in one f~mily kille<! as planes hit 
K.bul suburb. The Gu.rdian, 12. 10. 100 r, S. 1 

S' Ground W" Begin •• The Guard.an, '0, 10. 100', S. I. 

l' Zu den mililärischen Sirategien siehe The military options, The &onomisl, ".9. '00 I. S. ,6 und-Krieg im 
Sehnen. Der Spiegel -lollee., '.10. '00', S. 1 p. 1 S~. 

B Buelgenrn.1 el .1. (Fn. S), S. 56 und Seidl·Hohenveldern (Fn. R), § 8S. Die I'raxis des Sicherheitsrat<, UN­
Mi[glied.w..I~n zum Einu12 "on miliürischer Gew:rlt zu ermiichllgen, ist zw>r vom WonlaUl der Charu 
nichl gedeckt, dürfte .ber eine zul'ssige Weiterbildung des Ch2l1:a-RechlS <cin. Siche dnu ßruh>l 
Kraiowski (fn.,o). S. 16f. 

14 Ebenso Merke!. Das Elend der BeschÜ\2lcn, KJ 1999. S. 516 ff. und PaechiSruby. [SI die UNO ei n 
Ausbufmodcll?, in: Crc:mer/LuLZ (Hrsg.), Nach dem Krieg iSI vOr dem Krieg, '000. S., 51 ff. Kritisch 
auch Nolt._ Kosovo und KonSti(U,ionalism.u: Zur hum.niciren Intervention der NATO-Sualen, Z.öRV 
f9 (1999), 5·94' U. Die NATO-Aklion für zulässig h:aJten dagegen Thii te r, Der Kosovo-KonOik. im 
LIchte des Völkert'CchlS, AVR ~ooo, S. 4 H. und Bruhl, Menschenr""h .. "ersu< Souv"",ilit: Grundsiuz­
liehe Fragen des akmellen Välkerrechl5, Texleder Deulschcn Gc.sellsch.ut rur Volkerrech" "BI.ue Reihe. 
Nr.78, '000. 
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das Gewaltverbot aufgrund seiner konstituuonellen Bedeutung gewohnheitsrecht­

lieh überhaupt eingeschränkt werden kann . 
Das Gewaltverbot der UN-Charta gilt nicht nur »zwischen den Staalen", sondern »in 
den internationalen Beziehungen« der Staaten. Es gilt somit für alle militärischen 
Aktionen, die sich nicht auf das Territorium des eigenen Suates begrenz.en oder mit 
der Zusrimmung des Staates, in dem die Aktion surtfindet, durchgefühn werden.!! Es 
besteht auch angesicht.~ der Anschläge auf New York und Washington kein Grund, 
das Gewaltverbot der UN-Charta grundsätzlich in Frage zu stellen. Die Geschichte 
der internationalen Beziehungen hat bis in die jüngsre Vergangenheit immer wieder 
gezeigt, dass die Anwendung militärischer Gewalt, selbst wenn sie mit humanitären 
Argumenten legitimiere werden sollte, ihrerseits oft mit schwersten Menschenrechts­
verletzungen einhergeht. Auch sog. »gezielte« Angriffe auf reln militärisdle Ziele 
haben immer wieder Angehörige der Zivilbevölkerung getÖtet und zivile Ziele ge­
troffen .56 Das Gewall'verbor ist eine der Errungenschaften der modernen internatio­
nalen Beziehungen schlechthin und wahrscheinlich der bedeutendste BeiTrag des 
Völkerrechts zur Sicherung des internationalen Friedens. Die Gründer der Vereinten 
Nationen haben es unter dem unmittelbaren Eindruck der Grauen des Zweiten 
Weltkrieges an prominenter SteUe in der Charta verankert. Dass das Gewaltverbot 
seit Gründung der Vereinten Nationen immer wieder verletzt wurde, :inden an seiner 
nonnativen Geltung nichts. 

2. Rechtfertigung durch die Sicherheitsrats-Resolutionen? 

Vor dem Hintergrund des GewaltverbOls bedürfen militärische Angriffe der USA 
und anderer NATO-Staaten auf Stellungen der Taliban, auf vermutete Lager von Bin 
Laden bzw. der »al-Qaida« oder andere Ziele in Afghanistan einer Rechtfenigung 
nacb der UN-Charta. Entsprechend den o. g. beiden Ausnahmen de~ Ge~altverbots 
ist zunächst zu fragen, ob eine Ennächtigung zum Einsatz von militärischer Gewalt 
nach Kapital VII der UN-Charta vorliegt. Um das Ergebnis vorwegzunehmen: Der 
Sicherheitsrat hat weder in der Resolution ,}68 vom 12.9. 2001 noch in der Resolu­
tion J 37> vorn 28. 9. 2001 den USA oder anderen UN-Mitgliedstaaten den Einsatz 
von Waffengewalt geSuttet. 
Der Sicherheitsrat hat am [2.9. 200) zunächst nur die Bedrohung des Weltfriedens 
und der internationalen Sicherheic festgestelle,P Am 28.9. 2001 hat er diese Fest­
stellung wiederholt und sie zum Anlass genommen, auf der Grundlage von Kapitel 
VII der UN-Charta alle Staaten zu einer Reihe von sehr weitgenenden und all­
gemeinen Maßnahmen der Terrorismusbekämpfung aufzufordern. So werden die 
UN-Mitglieder u. a. verpflichtet. die Finanzierung terroristischer Anschläge zu un­
terbinden, Einrichtungen und Personen, die in terroristische Aktivitäten verwickelt 
sind, nicht zu unlerSlützen, den Austausch von Infonnationen zur Tcrmrisrnusbe­
kämpfung 'Zu intensivieren und zu beschleunigen und den relevanten UN-Konven­
tionen zur Terrorjsmusbekämpfung beizutreten. I! Der Sicherheitsrat hat dadurch 
deutlich gemache, dass er bereit ist, aus der Bewertung, dass terroristische Anschläge 

f5 Verdross/Sirrlrru (h. 41), S.l&l{; ~odcl:thofcr. in: Simm~ (cd.), The Chaner of Ihe Un;,cd Nations, 
Commonur)" 199~, An.l (4), Rn. 18-19. 

56 Si~ho obon Fn. So. 
S7 S/ RES/ q68 VOm 11. September 1001. 

58 SIRES/! ) 7J vom 18. Scp'ember 1001. 
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374 den imernalionalen Frieden bedrohen, Konsequenzen auf der Grundlage von Kapi­
tel VII der Chana zu 1.iehen. 
Dic Anwendung von militärischer Gewalt zur Terrorismusbekämpfung wird aller­
dings gerade nicht erwähnt. Auch eine GeneralkJausel, nach der die Staaten berechtigt 
wären, alle .. notwendigen Maßnahmen« (»all necessary means«) gegen den interna­
tionalen Terrorismus vorzunehmen, findet sich in den Resolutionen nicht. Entgegen 
der in der öffentlichen Debatte bisweilen vOrgetf3genen Behauprung, aufgrund der 
allgemeinen Feststellungen des Sicherheitsrates seien Militäraktionen durch die Re­
solutionen gerechtIertlgtS9, lässt sich weder aus dem Wortlaut noch aus dem Sinn und 
Zweck der Resolutionen eine Gestalrung militärischer Gewalt nach KApitel VIl der 
UN-Charta ableiten.6c 

3. Rechtfertigung durch das Recht auf Selbstverteidigung? 

Da die militärischen Angriffe rucht nach Kapitel VII der UN-Chana gerechtfertigt 
werden können, ist An, 5' UN-Chana als Rechtfertigungstatbestand 'ZU prüfen. 
Nach Art. 51 beeinträchtigt die UN-Chana ..,im Falle eines bewaffneten Angriffs 
gegen ein Mitglied der Vereinten Nationen keineswegs das naturgegebene Recht wr 
individuellen oder kollektiven Selbstverteidigung.« Damit sich die USA für ihre 
militärischen Aktionen auf Art. 5' der UN-Chana berufen kÖJUlten, müssten die 
Terroranschläge auf New York und Washingron als .,bewaffneter Angriff« i. S. d, 
Art. 51 UN-Charta angesehen werden können. Der Sicherheitsra( hat einen solchen 
bewaffneten Angriff zwar nicht festgestellt, dafür bestand allerdings auch kein An­
lass, da die Feststellung der Friedensbedrohung ausreichtc. Der Sicherheitsrat hOlt 
auch keine Definitionsmacht darüber, wann cin Angriff nach Art. 5 I vorliegt, sondern 
nur darüber, wann die Vorausset~ungen des An. 39 vorliegen.61 

Eine allgemein anerkannte Definition des Begriffs .. Angriffs« i. S. d. Art. 5' UN­
Charta ist noch nicht gefunden worden.61 Eine Auseinandersetzung mit den verschie­
denen Ansätzen würde den Rahmen des vorliegenden Beitrages sprengen. Sratc dessen 
soll aufdie AggressionsdefiJl i [ion der Generalversammlung zurückgegriffen werden. 6, 

Diese ist rechtlich zwar unverbindli.ch und bezog sich auch nicht direkt auf An. 5' der 
UN-Charta. Sie dürfte jedoch in zentralen EIernentenden KOj1sensder Völkergemein­
schaft zum Ausdruck bringcn,64 Der Internationale Gerichtshofhat sichdaherauch auf 
die Resolution bezogen, als er sich in seinem Nicaragua-Urteil mit der Frage befassen 
musste, ob die Vermioung der Häfen von Nicaragua und die Unterstützung der 
Contras durch die USA einen bewaffneten Angriff darstellre. 6

, 

19 So • Wir sind eine Welt<, Der Spiegel vom '5 .9. 1001, S.)l (.Blankosch«k fu, die USA.) und Bund.!· 
k:unler Sch,öd., in eine, Regierungstrklärung %u' aruellen Lage nach Beginn der Opcr.uioncn gegen 
den intern~,ion:>.len Terrorismus in Afghanisl.3n vom, I. 10. 1COI, !iehc hup}lwww.bundcsgegicrung.de 
(10. '0.2001). 

60 Eb<nso Kirgis.Sccurity Council Adopu ResohHion on Combacing Intema,ionallOrrorism, ASIL Insights 
(Fn. 7)und BruhaIBoniled, Terrorismus und Selb'lVerteidigung. in: Vereinte N.tioncn jhool und S!uby, 
In,ernationaler Terrori.'mus und VÖlke"."eht. Bl~ucr für deu'scne und ;n'ema,ion,l. Poli,ik "/~OOI. 
S. 'Hoff. 

61 So auch Winler, Kein Recht zum Krieg, t:az, die tageszeitung, 1.10.1001. 

61 RlUldelzhofcr, in: Simm. (ed). The Cbne, of,ne Uniled Nations Charter, A Commwl.ry. '994. Art 5" 
Rn.18. 

G) Resolution H'4/'XXIX, u. t\, .bgedruck< in Sarto,;us 11 Nt. j. Dazu umfas~nd BrtI"a, Die Definition du 
Aggressjon, 1980. 

6~ R.andel~hofer (Fn. 61), Rn. '\. 
6\ JGH. Ca ... Conceming Mi~ury Jnd r.ramilitary Activitics in and .g:Unst Nic. ...... gua., Meri!$, Urteil vom 

li.Juni '986, Abs. '91. IGH-Urteile sind umer http://www.icj-cij.org .brufbar. 
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Bevor die Definition von Aggression nach der Aggressionsresolution direkt auf die 
Terroranschläge von New York und Washington über/ragen werden kann, ist darauf 
hinzuweisen, dass sie ibrem Wortlaut nach nur die Anwendung von Waffengewalt 
durch "Staaten« erfasst. Entsprechend der oben dargestellten Erweiterung des An­
wendungsbereichs des Rechts der internatioDalen Friedenssicherung kann die Defini­
tion jedoch auch auf bewaffnete und organisierte nicht-suacliche Gruppen ausge­
dehnt werden, die in der Lage sind, militärische Gewahakte zu vollführen.66 Es wäre 
widersprüchlich, wenn man einerseits anerkennen würde, dass nicht-staatliche Grup­
pen den Frieden bedrohen können, andererseits einen ~bewaHneten Angriff« durch 
diese Gruppen jedoch ausschließen würde. 
Einen Ansatzpunkt hierfür bietet die Aggressionsresolution im übrigen selbst: Nach 
An' 3 (g) der Resolution wird auch das "Entsenden bewaffneter Banden, Gruppen 
und'Freischärler durch einen Suat oder für ihn« als Aggression angesehen, wenn diese 
mit Waffengewalt Handlungen gegen einen anderen Suat von so schwerer An: aus­
führen, dass sie den in Artikel 3 (a) bis Art. 3 (I) aufgeführten Handlungen gleich­
kommen. Der IGH hat diese Bewertung im Nicaragua-Uneil als »Völkergcwohn­
heitsrechr" bezeichnec.6

' Zwar beziehtsicn auch diese Definition noch auf die Verant­
wortung eines Staates für die bewaffneten Banden. Sie zeigt jedoch, dass für die 
Annahme einer Aggression auch das Verhalren niche-suatlicher Akteure von Bedeu­
tung sein kann. 
Die bewusste Kollision der Passaglerflugzeuge mit dem World Trade Center und dem 
Pentagon kann dann entweder als "Beschießung und Bombardierung des Hoheits­
gebietes« der USA nach An. 3 (b) der Aggressionsresolution oder als» Waffengewalt 
von besonders schwerer An« nach Art. 3 (g) angesehen werden. Dass es sich bei den 
Flugzeugen nicht um "Waffen« im eigentlichen Sinne handele und die Kollision auch 
nicht als Beschießung oder Bombardierung im eigentlichen Sinne angesehen werden 
kann, dürfte einer Anwendung nicht im Wege stehen. Sowohl die Intention der 
Terroristen als auch das Ausmaß der Zerstörungen lassen eine entsprechende An­
wenduDg der Resolution zu. Eine ausschließlich auf deD Wortlaut abstellende Be­
wertung würde dem Zweck der Aggressionsresolution nicht entsprechen! 8 Im Übri­
gen ist die Aufzählung der Handlungen nach An:.3 der Resolution auch nicht 
abschließend (vgl. Art. 4), so dass einer analogen Anwendung nichts im Wege steht. 
Die Ansicht, dass die Anschläge einen bewaffneten Angriff im Sinne des Art. 5 I der 
UN-Charta darsrellen, scheim auch von der Staatengemeinschaft getragen zu wer­
den. Dies zeige sich zunächst in den bereits erwähnten Resolutionen 1368 und 1373. 
die das Selbstverreidigungsrecht ausdrücklich bestätigen. Auch wenn der Sicherheits­
rar, wie oben erwähne, keine Definitionsmacht über das Vorliegen eines bewaffneten 
Angriffs hat, wäre die Bestätigung des SelbslVcrteidigungsrechts in den Resolutionen 
nicht möglich gewesen, wenn die Sicherheitsratsmitglieder nicht in der Bewerrung 
der Anschläge überein gestimmt hätten. Ebenso hat der Nordadantikrat einen Tag 
nach den Anschlägen festgestellt, dass AfL 5 des Nordac1antikvcnrages einscblägig 
sei, wenn der Angriff ,.von außen« kommc.69 An. 5 setzt einen bewaffneten Angriff 

66 So ~uch BruhaIBortfcld (Fn . 60) und Erklärung der Deu~chen Gesellschaft fUr die Vereinlen Nationen >:u 
den Terromnschlagen gegen die USA vom 11 . 9. 1001, Erkl iirung VOm 20.9· 200', hnp:/lwww.dgvn.del 
publihcionfDGVN-ErkJrg.hun (J.IO. 1001). A.A. Tönnie<, Krieg oder Polizci.J"ion, in: BEine. für 
deuuchc und lllternuio ru.le Policik, IOh.OOI, S. r IS}, die J.fl der kOll l~,(uli'V~o Uotcf'SChci.dung :t.wUchen 
swdicher und privater Gewalt feschil!. 

67 IGH (FM. 6S), Abs . '91· 
68 A. A. B,rccls, Rache oder RechI?, in: Terror, Fri.den, Religion, PublikForum Dossi« "om 1. 10. 10<>', S. 

IV, der nur au( den Wortbul .bstdlt. 
6, Wonlau, in Blamr für deutsche und inte",~lionalc Poli,ik, 10/1001, S. 126). C •. drei Wochen spliLer hat 

der NATO·Generals~kre!lr bebnn! gegeben •• u1grund der Mincilungen der USA sei nun erwiesen, dass 
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auf eines der Mitgliedsländer der NATO voraus und erklärt., dass die Mitglieder in 
diesem Fall ihr SeibstVeneidigungsrecht nach An. 51 UN-Charta kollektiv ausüben 
werden. Da die NATO ein Bündnis der kollektiven Vcneidigung und kein Bündnis 
der kollektiven Sicherheit iSt,70 konnte sie einen entSprechenden Beschluss nur fassen, 
wenn die NATO-Mitglieder in den Anschlägen einen ,.bewaffneten Angriff« im 
Sinne der UN-Charta sahen. Andere Staaten, vor allem die SicherheitSratsmitglieder 
Russland und China, haben zwar ihre Präferenz für eine Reaktion unter der Obhut 
des SicherheitSrates deutlich gemachL Jedoch ist auch von ihnen die Berufung der 
USA auf das Selbstverteidigungsrecht nicht ausdrücklich bestritten worden. Auch ein 
Beschluss des Ständigen RatS der Organisation Amerikanischer Staaten (OAS) vom 
19.9. 2001 indiziert, dass die OAS-Staaten die Anschläge als bewaffnete Angriffe 
ansehen.?' Schließlich hat auch UN-Generalsekretär Annan eine Berufung der USA 
und Großbritanniens auf das Se!bstvcrce.idigungsrecht ausdrücklich .werkanm.7' 
Fraglich ist allerdings, ob eine Selbstverteidigung nur gegen einen ~gegenwänigen« 
Angriff zulässig ist. Grundsätzlich ist anerkannt, dass eine Präventivverteidigung, 
d. h. eine Verteidigung bevor ein Angriff stattgefunden hat. unzulässig isr.7J Im vor­
liegenden Fall hai jedoch ein Angriff stattgefunden, so dass sich die Frage stellt, wie 
lange ein Staat mit der Selbstverteidigung wanen darf. Da die Ausübung des SelbSt­
verteidigungsrechtS keinen Strafcharakter haben darf, ist die Ausübung eines Selbst­
verteidigungsrechtSausgeschlossen. wenn von dem Angreifer überhaupt kein Angriff 
mehr zu befürchten ist. Solange eine FortSetzung des Angriffs oder eio erneuter 
Angriff möglich ist. ist eine Verteidigung grundsätzlich zulässig. 
Die Ausübung des Selbstverteidigungsrechts verliert ihre Rechtfertigung auch nicht 
dadurch. dass der sich verteidigende Staat nicht sofort reagiert. Jedenfalls kann und 
muss der angegriffene Staat in Zweifelsfällen genau untersuchen. von wem der 
Angr-iff ausgegangen ist. Aufgrund des die Selbstverteidigung einschränkenden Ver­
hältnismäßigkeitsgrundsalzes74 wird man dem angegriffenen Staat auch zugestehen 
müssen. dass er seine Verteidigungsmittel sorgfältig prüft und abwägt. Insoweit muss 
die klassische Carotine-Formulierung, wonach die Ausübung der Selbstverteidigung 
keinen Raum rur Über!egWlgen lasse ("no momenrum for deliberation« ),7$ durch das 
unter der UN-Chana geltende Verhälrnismäßigkeitsprinzip eingeschränkt werden. 
Erst wenn eine Selbstverteidigung so lange auf sich wanen lässt, dass sie rechtSmiss­
bräuchlich erscheint, ist sie nicht mehr von Art. 51 der UN-Charta gedeckt . Zwischen 
den Anschlägen am 11.9· 2.001 und der militärischen Reak.tion lagen knapp vier 
Wochen. Angesichts der Probleme, die mit der genauen ldemifikation der Angreifer 
zusammenhingen, wird man diese Zeit des Abwanens noch für zulässig halten 
durfen. 

der Angnff .von auß""" gekommen ,ei. Siehe Slalemem by NATO Secrel:UY General., Lord Robc:tt.son, 
1 . OClOber 1001, htrp:llwww.n'lo.intld cx:uJspeechlloo 1/'0 ~ 100la.lllm (4. 10. 1001). 

70 So.ueb {>.ech. Neue NATO-S'ulegie-Neue. Viilkerce<ht, in: Hö.ler/P •• chJStuby, Der gerechte K.ri~?, 
1000, S. 641(. 

7' Gorina-Ysern, Addendum: Inter·Amencan Regional Sc"Curicy Ag.;n" Terrorism: A Shiold .nd a Sword, 
in, ASIL 'n,ighlS (Fn. 7)· 

72 S"lement 01 lhe Secretilt}' General on the situation in Alghanis""" s. Octob~r 1001, SG/SM/791 8, AFGI 
149 hnp:llwww.un .orgiNews/O$.g/latcs.sm.hun ~. 10. 100r). 

73 Bryd<, Seli-Delc.nce, in: Bemhardl (ed.), Encydopedia of Public [ntern,uon.1 bw, Vol. 1V ('000), $. 362 
und Randdzholcr (Fn. 6,), Rn. 34 m. w. N. 

74 Dazu un,en + 
71 D.zu IUndd7.hofcr (Fn.62). Rn. H · 
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4. Umfang und Grenzen des Selbslverteidigungsrechts 

Lässt sich ein militärischer Einsatz als Reaktion auf die Anschläge auf New York 
grundsätzlich mit dem Recht auf Selbstverteidigung rechtfenigen («Ob?<<), bedarf die 
Frage nach Umfang und Grenzen eines solchen Einsatzes 6ner genauen Analyse 
(<<Wie?). Nach allgemeiner Auffassung findet die Ausübung des Selbseveneidi­
gungsrechts ihre Grenzen im Subsidiaritiitsprinzip und dem Grundsatz der Verhält­
nismäßigkeit. 76 

a) Subsidiarität des Rechts auf Selbstverteidigung 

Nach An. 5 I UN-Chana sind Maßnahmen der Selbstverteidigung solange gerecht­
fertigt, "bis der Sicherheitsrat die zur Wahrung des Weltfriedens und der iIltematio­
nalen Sicherheit erforderlichen Maßnahmen getroffen hat ... Die von einem Staat in 
Ausübung des Selbstverteidigungsrechts getroffenen Maßnahmen berühren in keiner 
Weise die Befugnis und die Pflicht des Sicherheitsrates, »jederzeit die Maßnaluneo zu 
treffen, die er zur Wahrung oder W!ederherstellung des Weldriedens und der imer­
nationalen Sicherheit für erforderlich hält." An. 51 macht somit deutlich, dass das 
Selbsrverteidigungsreeht subsidiär gegenüber kollektiven Maßnahmen der Friedens­
sicherung nach Kapitel VII der UN-Charta ist und auch im Falle der Selbsrverteidi­
gung die Haupeverantwortung des Sicherh6tsrares für die Bewahrung des Weltfrie­
dens nicht eingeschränkt ist. Trifft der Sicherheitsrat die für die Friedensbewahrung 
erforderlichen Maßnahmen, wird eine Berufung auf das Selbstveneidigungsrecht ipso 
iure unzulässig. Sämtliche militärischen Maßnahmen müssen unterbleiben. 
Insofern ist zu fragen, ob die Maßnahmen, die der Sicherheitsrat in Resolution 1373 

auf der Grundlage von Kapitel VIl der UN-Chana getroffen hat. als "erforderliche 
Maßnahmen« im Sinne des An. 51 der UN-Charu angeseheo werden können. Dies 
hätte z.ur Folge, dass alle US-Militärakcionen unzulässig wären. Der umfassende und 
sehr weitreichende Charakcer des Maßnahmenpakets spricht dafür, hierin die nacb 
An. 51 »erforderlichen Maßnahmen", des Sicherheitsrates zu sehen. Andererseits hat 
der Sicherheitsrat die beschlossenen Maßnahmen nicht in einem direkten Bezug zu 
den Anschlägen vom Ir. September 2001 gesehen, sondern in den allgemeinen Kon­
text der Terrorismusbekämpfung gestellt. Er hat außerdem erneut ausdrücklich das 
Selbsrverteidigungsrecht der Charta anerkannt. Daraus könnte geschlossen werden, 
dass der Sicherheitsrat mit seinen Maßnahmen auf eine allgemeine Terrorismusbe­
kämpfung abzielte, während er die Abwehr der speziellen, von der Organisacion »al­
Qaida" ausgehenden Gefahr der- Selbsrveneidigung der USA überlassen wolhe. Da 
die Resolution von den USA vorgeschlagen WlJrde und ohne Aussprache angenom­
men WlJrde, ist auch nicht davon auszugehen, dass es der Intention des Sicherheits­
rates entsprach, den USA gleichsam das »Heft aus der Hand zu nehmen«. AJlerdings 
ist fraglich, ob es auf die Intention des Sicherheits('3tes ankommt. Es lässt sich auch 
argumentieren, dass, wenn die vom Sicherheitsrat getroffenen Maßnahmen eine 
erfolgreiche Bekämpfung der Organisation ~aJ-Qaida« versprechen, das Selbstver­
teidigungsrecht der USA ausgeschlossen ist. Die Entscheidung der Frage dürfte nicht 
zuletzt von der Wirksamkeit der Maßnahmenpaketes der Sicherheüsrats-Resolutiofl 
I) 73 abhängen, worauf jedoch im Rahmen der vorliegenden Ausführungen nicht 
eingegangen werden kann. Statt dessen werden die weiteren Grenzen des Selbst­
verteid igungsrechts erÖnert. 

76 Bryde (Fn. 73), S. )61 untl Ilanddzhofer (Fo. 6,), Rn. )7. 
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Neben dem vorrangigen Recht des Sicherheitsrates enthält das Subsidiaritätsprinzip 
e.ine weitere Dimension: Nach Art. 5' UN-Charta sind Maßnahmen, die ein Mitglied 
in Ausübung des Selbstverteidigungsrechts trifft., dem Sicherheitsral sofort am.uzei­
gen . Die USA und Großbritannien haben den Sicherheitsrat bereitS am 8. Oktober 
2001 über ilire militärischen Maßnahmen informien/7 Sie müssen auch in Zukunft 
dem Sicherheitsrat jeweils zeitnah und umfassend Auskunft über ihre Aktionen 
geben. Nur so ist der Sicherheitsrat in der Lage, die Situation umfassend zu beurteilen 
und bei Bedarf selbst die nach seiner Auffassung nOlwendigen Maßnahmen zur 
Wiederherstellung des Welliriedens zu treffen. 

b) Grundsatz der Verhältnismäßigkeil 

Die Ausübung des Selbstveneidigungsrechts muss außerdem dem aUgemeinen völ­
kerrechtlichen Grundsatz der Verhältnismäßigkeit genügen.7s Danach ist zu fragen, 
ob die angewandten militärischen Mietel in einem angemessenen Verhältnis zu dem 
verfolgten Ziel stehen. Ziel der Selbstverteidigung ist die Abwehr des Angriffs. Es gilt 
zu verhindern, dass der Angriff fortgesetzt wird oder das weitere ähnliche Angriffs­
handlungen erfolgen. Daraus ergibt sich, dass die Verteidigung gegen einen Angriff 
durch eine internationale terroristische Organisation sich grundsätzlich nur gegen 
diese Orgd.nisatum richten darf. An dieser Stelle ist noch einmal darauf hinzuweisen, 
dass hierfür erforderlich ist, dass die Verantwortung der »al-Qaida« für die Anschläge 
auf New York und Washington tatsächlich mit hinreichender Sicherheit nachweisbar 
ist. 
Zweifelhaft ist, ob der sich vene..idigende Staat auch mit militärischer Gewalt gegen 
Gruppen, die die Angrei1er unterscützen, vorgehen kann. Solange diese Gruppen 
nicht als Angreifer anzusehen sind, wird man militärische Maßnahmen gegen sie 
grundsätZlich für rechtswidrig halten müssen.'9 Eine andere Bewertung könnte nur 
dann angenommen werden, wenn die andere Gruppe institutionell, personell oder 
logistisch so eng mit der für die Anschläge verantwortlichen Organisacion verknüpft 
ist, dass die andere Gruppe ebenfalls als »Angreifer« angesehen werden muss. Das 
gleiche dürfte für einen Staat gelten, der die terroristische Organisacion unterstützt. 
Solange diese Unterstützung nicht als direkte Beteiligung an dem konkreten Angrilf 
angesehen werden kann, ist auch der unterstützende Staat nicht Angreifer. 
Die allgemeine Behauptung, ein Staat oder eine bestimmte Gruppe .unterstütze« 
Terroristen, dürfte jedenfalls nicht genügen. Auch im nationalen Recht richtet sich die 
Selbstveneidigung gegen den Angreifer und nicht gegen Drine, es sei denn, diese sind 
selbst an dem Angriff beteiligt.~ Hinzu tritt, dass der Begriff der "Uncerscützung« 
vid zu ungenau ist, um eine zulässige Anwendung militärischer Gewalt von einer 
unzulässigen zu unterscheiden. Außerdem würde durch die Ausdehnung der Selbst­
verteidigung auf "Unterstützer« das Gewalrverbot z.u stark eingeschränkt. Schließ­
lich lässt sich der Vorwurf der UnterstÜtzung oft noch weniger nachweisen als die 
Verantwortung für einen Angriff, so dass eine große Missbrauchsgefahr bestünde. 
Dieser Sicht kann auch nicht entgegengehalten werden, dass der Sic.herheiLSrat die 
Unterstützung terroristischer Aktivitäten als Bedrohung der internationalen Sicher­
heit angesehen hat und Maßnahmen nach Kapitel VII der UN-Chana verhängt hat. i

! 

77 Sich~ Prcsscrkliirung dc' Präsidenten des Sichcrhei!.5n.u vom 8 . 10. 100!, hnp:l/..,...".,.un.org/News/dh/ 
latcstlp.ge2.h,ml#p (9. 10. 100!) 

78 Dazu Buergenrh.1 er al. (Fn. S), S. Z} I . 

79 Ähnlich Br)'<!e (Fn. 73). S. )6}. 
80 Sich z. B. TriindleIFischer, S,GB, 49· Auß., '999. §)l Rn . IS · 
Kr Siche dazu oben 11. ). b). 
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Der Anwendungsbereich des Kapitel V[J ist weiter als der des Art. 5' UN-Charta. 
Entsprechend erfüllen Maßnahmen der kollektiven Friedenssicherung eine andere 
Funktion als die Ausübung des Selbstverteidigungsrechts. Erstere sind auf eine 
dauerhafte Wiederherstellung des Weltfriedens gerichtet, während das Selbstverteidi­
gungsrecht nur zur Abwehr eines Angriffs berechtigt. Die Anwendbarkeit von 
Maßnahmen der kollektiven Friedenssicherung lässt somit keine Rückschlüsse auf 
den Umfang des Selbstverteidigungsrechts zu. 
Die Ausübung de.'> Selbstvcneidigungsrechts muss weiter daran gemessen werden, ob 
sie das mildeste Mittel darstellt. Militärische Miue! dürfen nach allgemeinem Völker­
recht nur als ulti.ma ratio eingesetzt werden.&> Wenn nicht-militärische Mittel zur 
Verfügung stehen, um sich effektiv gegen einen bewaffneten Angriff zu wehren, sind 
diese - unbeschadel der grundsätzlichen Zuliissigkeit militärischer Mille! - in jedem 
Fall vorrangig zu nutzen: Es war daher auch gebolen, zunächst auf eine Auslieferung 
Bin bdens zu dringen. Ob die Anwendung weiterer diplomatischer Mittel letztlich 
erfolgreich gewesen wäre, lässt sich nicht mehr klären. Möglicherweise hätten die 
Angebole der Taliban, Bin Laden in Afghanisran anzuklagen oder auszuliefern. wenn 
die USA hinreichende Beweise für seine Verwicklung in die Anschläge vorgelegt 
Ilänen, sorgfiltiger geprüft werden müssen. Sie enrsprachen immerhin fonnal gesehen 
dem Grundsat2, wonach gesuchte Terroristen entweder im HeimatStaat angeklagt 
oder ausgeliefert werden müssen .i ) Da die Taliban aber die bereits au(grund der 
Sicherheitsrats-Resolution 11.67 (1999) bestehende Auslieferungspflicht missachtet 
haben, spricht einiges gegen die Ernsthaftigkeit ihres Angebotes. 
Der Erfolgscharakter von winschaftlichen Sanktionen gegen die Taliban darf eben­
falls bezweifelt werden. We.'>entlich ist außerdem, dass weitere Sanklionen gegen die 
Taliban bzw. den von ibnen kontrollienen Teil Afghanistans im vorliegenden Fall 
obnehin nicht vom Selbstverteidigungsrecht nach An. 5' UN-Chana erfasst worden 
wären, da sich dieses gegen die Angreifer vom J I . 9 . 1001, d. h. gegen die ":lI-Qaida .. 
und gerade nicht gegen die Taliban richtet. Ein umfassendes Winschaftsembargo 
gegen de.rt von den Taliban kontrollierten Teil Afghanistans wäre kein mildere.'> Minel 
als die Anwendung militärischer Gewalt gegen die »al-Qaida«. 
Kommt man auf der Grundlage dieser Einschätzung zu dem Ergebnis, dass gegen "al­
Qaida« und Osama Bin Laden nur der Einsatz von Waffengewalt eiue erfolgreiche 
Veneidigung darstellt, iSl die Anwendung militärischer Gewalt schließlich mit an­
deren völkerrechtlichen Schutzgütern abzuwägen. In diese Abwägung ist die kata­
strophale Versorgungssiruation in Alghanislan mjt einzubeziehen. Des Weiteren ist 
zu sehen, dass sowohl die Vorbereitung als auch die Durchführung der MililärscWäge 
mehrere Millionen Menschen zur Flucht aus Afghanistan veranlasst und zu einer 
humanitären Tragödie geführt haben. Ebenfalls mit zu berücksichtigen ist., ob eine 
militärische Reakrion zu einer möglichen Gewaheskalation beiträgt. Schließlich muss 
eine militärische Reaktion im Licht der Gefahr gesehen werden. dass sie der zu 
bekämpfenden Organisation nützt, da die Bereitscha(t, die Organisation zu unter­
StÜtzen, sreigt. Bereits auf dieser Grundlage lässt sich venreren. dass die Ausübung 
militärischer Gewalt gegenwärtig unzulässig ist. 

81 Ähnlich Brydc (Fn. 7), S. 362: .Art. SI restricl:S [he permissible uso o( force to the noccsury minimum •. 
i) Siehe 2. B. An.. 8 der ON-Konvention ~ur Unterdrückung terroristischer Bomben.tns>chliige von '997 

(Fn· 9) · 
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J80 c) Zu lässigkeit einzelner militärischer Aktionen 

Hält man eine Anwendung militärischer Gewalt aber für zulässig, sind auch die 
einzelnen militärischen Aktionen am Grundsatz der Verhältnismäßigkeit zu messen. 
Dabei ist der grundsätzliche Unterschied zwischen der Verteidigung gegen einen 
St4at als Angreifer und eine intematiO'lU1./e terroristische Organisation als Angreifer 
von Bedeutung: Zunächst besteht eine internationale tcrroristische Organisation wie 
die »al-Qaida« oft nur aus wenigen Mitgliedern. Auch wenn sie über eine Vielzahl 
von Sympathisanten verfügt., sind ihre eigentlichen personellen Ressourcen jedoch 
beschränkt. Dies gilt jedenfalls für solche Organisarionen, die rUcht Partei eines 
Bürgerkriegs sind. Häufig besteht der relevante Führungskem e.iner solchen Orga­
nisation nur aus einigen wcnigen Personen. Wenn es gelingt, diese Personen an der 
weiteren Führung der Organisacion zu hindem, ist es nicht unwahrscheinlich, dass 
die Organisation zusammenbricht. Des Weiteren sind auch die materieUen Ressour­
cen einer terroristischen Organisation oft auf wenige Finanzquellen beschränkt. 
Schließlich, und das dürfte entscheidend sein, ist eine terroristische Organisation 
onsungebunden. Sie ist - anders als ein Sraat- nicht auf ein bestimmtes TerrlLOrium 
und eine bestimmte Bevölkerung angewiesen. Zwar benötigt die Organisation on 
einen Staat, der ihr einen »safe haven" bietet. Sie kann diesen »safe haven " jedoch 
grundsätzlich aufgeben und in einem anderen Staat Aufnahme finden.'~ Angriffe auf 
den Staat, in dem eine terroristische Organisation einen "safe haven« gefunden hat, 
sind daher auch nicht direkt gegen die Organisation gerichtet. 
Auf dieser Grundlage können einige allgemeine Grundsätze zur Zulässigkeit mili­
tärischer Aktionen in Afghanistan formuliert werden . Bewaffnete Operationen, die 
bezwecken, einzelne, an dem Angriff beteiligte Personen zu vernaften, sind vom 
Selbsrverteidigungsrecht erfasst. Diese Erkenntnis ist nicht trivial: Auch derartige 
"Polizeieinsätze« verstoßen, wenn sie mit militärischer Gewalt ausgeführt werden, 
gegen Art. 2 Abs. 4 der UN-Charca, wenn sie ohne Zustimmung des Territorialsuats 
durchgeführt werden. ij Sie bedürfen daher der Rechtfertigung durch das Selbsrver­
teidigungsrecht. Das Gleiche gilt für die Zerstörung von Waffen und anderen mili­
tärischen Gegenständen, die sich im Besitz der Terrororganisalion befinden. Auch 
dies dürfte vom Selbstverteidigungs recht gedeckt sein . Bei jeder einzelnen Maßnahme 
ist jedoch eine Güterabwägung vorzunehmen. Dabei sind die Gefährdung von Un­
beteiligten oder mögliche zivile Opfer zu beachten. 
Aktionen, die sich gegen militärische Stellungen und Einrichrungen der Taliban 
richten, sind dagegen vom Selbsrverteidigungsrecht der USA nicht mehr gedeckt. s6 

Ersr recht können Angriffe auf die zivile Infrastrukrur (Flughäfen, Brücken, Stnl.ßen) 
oder wirtschaftlich bedeutsame Anlagen nicht durch das Selbsrvcrteidigungsrecht 
gerechrfertigt werden. Derartige Aktionen richten sich gerade nicht gegen die für den 
Angriff verantworrliche terroristische Organisation, sondern gegen den Staat, der sie 
untersCÜczt. Dies wird auch in den Erklärungen der US-Regierung deurlich: Die 
Angriffe auf Afghanistan werden als Konsequenz dafür gesehen, dass die Taliban Bin 
Laden nicht ausliefern .'7 Sie dienen damit unmiuelbar der Erzwingung eines be­
stimmten Verhaltens eines Staats bzw. de-facto Regimes, ohne dass dieser Staat oder 
dieses Regime als Angreifer im Sinne des ArL 51 UN-Charta angesehen werden 
kann . 
Hinzu trin noch Folgendes: Der Sicherheitsrat hat in den Resolutionen J 267 (1999) 

84 So!u, Bin Laden, bevor er in Afgh .. nisW1 Aufnahme gefunden ht, im Sudan geleb,. 
B J Dazu auch Bucrgerll.ha\ c' al. (Fn. 8), S .• \! f. 
86 Ebenso Brulu.lBordc1d (Fn. 60). 
87 Siche die Erkl~rung von Prisident Bush, zidert in FAZ (Fn. 49)· 
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und '333 (~ooo) das Verhalten der Taliban (Unterstiiaungund Nichtauslieferung Bin 
Ladens) bereits als Friedensbedrohung angesehen und entsprechend Maßnahmen 
nach Kapitel VII der Charta verhängL88 Damit hat der Sicherheitsrat bereits die nach 
Art. 51 UN-Chana erforderlichen Maßnahmen zur Wiederherstellung der Friedens­
bedrohung durch die TaliblIn getroffen. Insofem greift der Subsidiaritätsgrundsar.z, 
der eine Berufung auf das Selbstveneidigungsrecht ausschJießLs9 Auch aus diesem 
Grunde lassen sich militärische Aktionen, die darauf gerichtet sind, dass die Taliban 
Bin Laden ausliefern und keine weiteren »safe havens« für internationale Terroristen 
bereithalten. nicht mit dem Sclbsrverteidigungsrecht rechtfenigen. 
Zusammenfassend lässt sich somit sagen: Polizeiaktionen, die der Verhafrung Bin 
Ladens und anderer Mitglieder von »al-Qaida« oder der Zerstörung militärischer 
Anlagen dieser Organisation dienen, werden durch das Selbsrverteidigungsrecht 
gedeckt. Angriffe auf die Taliban oder auf andere Ziele in Afghanistan si.nd dagegen 
nicht gerechtfertigt: Dies ergibt sich zum einen daraus. dass sich derartige Angriffe 
nicht gegen die für die Aoschläge von New York und Washington verantwortliche 
Organisation richten. Zum anderen ist die Untersruaung Bin Ladens durch die 
Taliban bereits Gegenstand von Maßnahmen des UN-Sicherheitsrats nach Kapitel 
VII. so dass das Selbsrveneidigungsrecht aufgrund des Subsidiarititsgrundsatzes rur 
ein derartiges Ziel nicht zur Anwendung kommen kann. 
Es ist unzutreffend, wenn i.n der öffentlieben Debatte gelegentlich behauptet wird, 
der Sicherbeitsrat hätte die konkreten militärischen Aktionen gegen die Taliban 
gebilIigt.90 Auf seiner Sitzung am 8. 10. 1001 hat der Sicherheitsrat lediglich den 
Berichl der USA und Großbritanniens über ihre Aktionen zur Kenntnis genom­
men." Darüber runaus hat er die Rechtmäßigkeit dieser Aktionen weder erörtert 
noch bewertet. Damit hat der Sicherheitsrat zwar möglicherweise verkannc, dass die 
Angriffe auf Afghanistan ihrerseits eine Friedeosbedrohung i. S. d. Art. 39 UN­
Charta darstellen könnten. Dem kommt jedoch keine konstitutive Wirkung zu . 
WoUte man aus der Nichtbefassung eine Billigung ableiten, würde dem Sicherheitsrat 
eine Rechtsmacht zugewiesen, die ihm weder zusteht noch die er sich selbst angemaßt 
hätte. In der Vergangenheit hat der Sicherheitsrat - leider viel zu oft - sich mit 
militärischen Aktionen seiner Mitglieder nicht befasst.9 '- Würde man in jeder dieser 
Nichtbefassungen eine Billigung sehen, müssten zahlreiche internationale MiJiciir­
aktionen als vom Sicherheitsrat gerechtfertigt angesehen werden. Auch wenn eine 
geDauere Befassung des Sicherheitsrates mit den Angriffen auf Afghanistan wün­
schenswert gewesen wäre, ist durch die Nichtbefassung kein »wesentlicher Pfeiler des 
nach 1945 begründeten Völkerrechts weggerissen« worden.91 

IV. Andere Rechtfertigung eines »Krieges gegen die Taliban«? 

Wie oben gezeigt, lässt sich ein »Krieg« gegen das T~iban-Regime nicht durch das 
Selbstveneidigungsrecht oder mit Kapitel VII der UN-Chana rechtfertigen. Daran 
ändern auch die zahlreichen Menschenrechtsverletzungen des TaJiban-Regimes und 

88 Si.he duu oben H. 3. b). 
89 Siebe dnu oben 111 . +. a) 
<)0 So .<W~ Zumach. Gnine, Lich, vom Sicherheitsrat und ders .• UN-Sicherhei"''''t billigt Angriffr .uf 

Afgh.nisuo, tu, die ugesuirung vom 10. 10. ~COI sowie Leicht, Wu iSI es, wenn nicht Krieg? Die Zeit, 
40hOOl. 

9' Sich. Erklärullg de, Präside!),en d .. Sicherheitsrates vom g. 10. 2001 (Fn· 77). 
9' So etwa die wiederholten Bomb.rdierungen des Irak durch die USA und Großbriunnien. 
9} So .ber Zuma.:h (Fn'90), 

https://doi.org/10.5771/0023-4834-2001-4-363
Generiert durch IP '3.16.68.50', am 01.05.2024, 22:29:37.

Das Erstellen und Weitergeben von Kopien dieses PDFs ist nicht zulässig.

https://doi.org/10.5771/0023-4834-2001-4-363


die generell katastrophale Lage in Afghanistan nichts. Diese SitUation stellt l.war- wie 
der Sicherheitsrat zu Recht festgestellt hat - eine Bedrohung der internationalen 
Sicherheit dar. Diese Feststellung berechtigt jedoch nicht zur Anwendung unilate­
raler militärischer Gewalt. 
Allerdings stellt sich die Frage, ob eine militärische, finanzie.lle oder logistische 
Unterstützung der afghanisehen militän'schen Opporition zulässig ist. Auch wenn 
die Situation in Afghanistan aufgrund der Nichtanerkennung der Taliban-Regierung 
kein klassischer Bürgerkrieg ist, können die Grundsätze, die für die Umerstüuung 
von Bürgerkriegspaneien gelten, jedenfalls analog auf Afghanistan angewandt wer­
den. Diese Grundsätze stellen sich wie folgt dar: 9< Auch in Bürgerkriegssiruationen 
gilt grundsätzlich das Prinzip der Nichtcinmischung o3ch Art. 2 Abs.7 der UN­
Charta. Dieses - auf dem traditionellen Souveränitätsgedanken beruhende - Prinzip 
findet jedoch nach modernem Völkerrecht seine Grenzen in der ßeachrung funda­
mentaler Menschenrechte. Mit anderen Worten: Eine Berufung auf das Prinzip der 
Nichteinmischung ist nicht mehr möglich, wenn die Regierung schwerste Menschen­
rechtsverletzungen begangen hat. Dass die Taliban für schwerste Menschenrechts­
verletzungen, insbesondere gegenüber Frauen und Mädchen, verantwortlich sind, 
dürfte nicht ernsthaft in Frage gestellt werden. Daher kann eine Unterstützung der 
militärischen Opposition gegen das Taliban-Regimc grundsätzlich zulässig sein. 
Das Recht, eine Bürgerkriegspartei, die sich gegen eine Regierung oder ein Regime 
wender, das schwerste Menschenrechtsvedetzungen begangen hat, zu unterstützen, 
muss allerdings dann eine Grenze linden, wenn die unterstützte Partei ihrerseirs für 
MenschenrechtsVerierzungen verantwortlich ist. In diesem Zusammenhang ist darauf 
hinzuweisen, dass auch die Führung der sog. Nordallianz für zahlreiche Menschen­
rechtsverlerzungen verantwortlich ist.91 Ohne auf Einzelheiten eingehen zu können, 
ist jedenfalls zweifeJhaft, ob die Unterstützung der Nordallianz tatsächlich nach den 
oben skizzierten Grundsätzen gerechtfertigt werden kann. 

V Zusammenfassung und Ausblick 

Die vorstehenden Ausführungen lassen sich wie folgt zusammenfassen: Terroristische 
Anschläge sind zunächst Regelungsgegenstände des nationalen Strafrechts. Die in­
ternationale Kooperation bei der strafrechtlichen Verfolgung von Terrorismus bedarf 
der Koordinierung und Absicherung durch völkerrechtliche Übereinkommen. Da­
rüber hinaus können terroristische Anschläge auch als Bedrohung des Weltfriedens 
und der internalionalen Sicherheit i. S. d. Art. 39 UN-Charu betrachtet und die hinter 
dell Beteiligten stehende Organisation als verantwortlich für diese Friedensbedro­
hung angesehen werden. Damit geht eine Erweiterung des bisherigen Verständnisses 
des Rechrs der internationalen Friedenssicherung einher. Sie ist angesichts des Aus­
maßes, das internationale Terroranschläge erreichen können, gerechtfertigt und 
wurde vom UN-Sicherheitsral in seinen Resolutionen zu den Anschlägen auf 
New York und Washington auch anerkannt. 
Die Angriffe auf New York und Washington sind keine kriegerischen Akte. Sie 
können aber als bewaffnete Angriffe i. S. des Art. 5 J der UN-Charta bewertet wer-

94 Bruha/KraJ~.,ki (Fn. 45). 5·3-4· 
9f Siehe z.B. die Ein!r-agul]g~n zu Afghanistan in den J~hre.sberichten '99$ und '997 von Amneu)' In,er­

narion,l sowie Afgha"i,tan: Thousands 3( imminent risk of human right.< ~bu,es. AI-indo)(, ASA 1 '/008/ 
1999 vom 19· 7· '999. abrufbar un,~r hllp'//wcb.amne<ry.org!.i.nsflCOUNTRIES/AFGHA NlSTA· 
N?OpenVi""'&e~p.nd.u1 (n. 10. 'O~I). 
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den. Eine militärische Reaktion auf diese Angriffe kann daher durch das Recht auf 
Selbstverteidigung gerechtfercigt werden. Die Selbstverteidigung darf sich jedoch nur 
gegen den Angreifer, d. h. die internationalen terroristischen Organisationen und 
nichr gegen andere nicht-staatliche Gruppen oder einen Staat richten. Außerdem 
sind die Grenzen des SelbsrveneidigungsrechtS zu beachten: Miliwische Gewalt 
muss grundsärzlich dem VerhähnismäßigkeitSgrundsatz genügen, und auch jede 
einzelne rn.ilitärische Aktion muss daran gemessen werden. In diesem Lichte erweisen 
sich die gegenwärtigen militärischen Angriffe auf Afghanistan als nicht gerechtfertigt. 
Lediglich Aktionen, die zur Verhaftung der Führung oder Mitgliedern der terroristi­
schen Organisation oder zur Zerstörung von militärischen Geräten und Waffen der 
Organisation führen, sind zulässig. 
Mit der Erweiterung des Friedens- und SicherheitSbegriffes auf Angriffe terroristi­
scher Organisationen und der damit einhergehenden Verantworrung internationaler 
terroristischer Organisationen für Gefäh.rdungen des Weltfriedens erweist sich das 
geltende Völkerrecht als geeignetes Instrumentarium zur rechclichen Bewerrung der 
Anschläge und als ausreichend, um mögliche Reaktionen zu bewerten. Das soll nicht 
bedeuten, dass nach dem, (. September 200 I im internationalen Recht keine Verän­
derungcn notwendig wären. Auch im Völkerrecht ist ein »neues Denken« notwendig. 
Dieses neue Denken muss sich von der Fixierung auf milirärische Amworcen lösen.96 

In den Stellungnahmen des UN-Generalsekretärs und des UN-Sicherheitsrates ist z.u 
Recht bereits unmittelbar nach den Anschlägen auf die Notwendigkeit internatio­
naler Kooperation im nicht-militärischen Bereich hingewiesen worden.' 7 Dabei 
stehen zunächst die Bemühungen um die verbesserte rechtliche Grundlage der Be­
strafung von Terrorismus und seiner finanziellen Unterstützung im Vordergrund. 
Ebenso muss die internationale Zusammenarbeit bei der Verhinderung der Verbrei­
tung jeder Art VOn Waffen, einschließlich nuklearer, biologischer und chemischer 
Substanzen zum Bau derartiger Waffen, verbessert werden. 
Weiterhin bedarf es der Errichtung einer internationalen StrafgerichtSbarkcit, die 
terroristische Gewalttaten nach Völkerstrafrecht beuneilen kann. Dieser Scrafge­
richtSbarkeit sollte eine imernationale Polizeieinheit »vorgeschaltet« werden, die 
die Täter ausfindig machen und verhaften kann. Diese Einheit sollte unter der Auf­
siehe des Sicherheitsrats stehen und mit der Ausübung hoheitlicher Gewalt betraut 
werden. Die Errichtung einer UN-Polizei würde Rückgriffe auf das SelbsNerteidi­
gungsrecht nach der hier entwickeleen Art zur Bekämpfung des inrernationalen 
Terrorismus langfristig überflüssig machen. Durch die Übertragung von HoheitS­
gewalt auf die Vereinren Nationen würde schließlich auch ein Beitrag zur Zivilisie­
rung der internationalen Beziehungen geleistet und der .. Nukleus" eines Gewaltmo­
nopols der Vereinten Nationen begründet. 
Schließlich müssen die Ursachen des internationalen Terrorismus, vor allem die 
ökonomische, soziale und kulturelle Marginalisierung breiter Bevölkerungsschichrcn 
in den Entwicklungsländern, berücksichtigt werden. Ein neues Völkerrecht bedarf 
daher Prinzipien und Regeln, dic diese Menschen mit echten Teilhaberechten aus­
statten. Es muss ein Weltrecht sein, das neben der Verhinderung von militärischer 
Gewalt einen ökonomischen und sozialen Ausgleich zwischen und innerhalb der 
Völker anStrebt. Die Entwicklung der hierfür notwendigen RechtSinstrumence und 
ihre politische Durchsctzung dürfte die eigentliche Herausforderung nach den An­
schlägen auf New York und Washington sein. 

96 Zioo, Violcncc Doesn\ Work, in: The Progressive, !~ . September 2CO!, http}lwww.progres.ive.org 
(!6. , .>ool). 

97 Siehe Kofi Ann.n, Verein! gegen den Terrorismus. FAZ vom lJ. 9. 2001. 
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